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Grundidee der EU: Supranationalität
Die Europäische Union ist etwas Besonderes, weil sie sich in ihrem Grundprinzip von anderen Organisationen unterscheidet. Hierbei handelt es sich um die Supranationalität, also frei übersetzt eine Überstaatlichkeit. Damit ist gemeint, dass die Mitgliedstaaten der Europäischen Union an diesen Verbund, also die EU, nationale Souveränität abgeben, d.h. auf ihr Recht, ihre eigenen Angelegenheiten alleine zu gestalten, verzichten und dieses teilweise auf die EU übertragen. Dort wird die Souveränität dann gemeinsam von allen ausgeübt. 
Ein Bereich, den jeder kennt, ist die Währungspolitik. Wichtige europäische Länder wie Deutschland oder Frankreich haben keine eigene Währung mehr, sondern teilen sich mit weiteren Ländern den Euro, der derzeit von 16 Staaten getragen wird. Das bedeutet auch, dass die nationalen Notenbanken, bei uns die Bundesbank, nicht mehr die Möglichkeit haben, die Währungspolitik zu bestimmen, also beispielsweise die Leitzinsen zu erhöhen. Diese Festlegungen werden jetzt von der Europäischen Zentralbank getroffen, die übrigens in Frankfurt am Main ihren Sitz hat. Im Zentralbankrat der EZB sitzen Vertreter aller Staaten, die den Euro eingeführt haben, und entscheiden gemeinsam. In vielen Bereichen ist es so, dass die Mitgliedstaaten keine Kompetenz mehr haben, sondern die EU gemeinsam entscheidet. Die Zölle werden gemeinsam festgelegt, Handelsabkommen mit Drittstaaten, also Staaten außerhalb der EU, und vieles mehr wird miteinander geregelt.
Diese Supranationalität hat zwei Gründe. Der erste erklärt sich aus der Geschichte. Die EU, damals EG, ist ja entstanden, um den Frieden unter den Mitgliedstaaten zu sichern. Zwischen den Gründerländern, vor allem Deutschland und Frankreich, herrschte allerdings großes Misstrauen. Die zentrale Idee der EG war es, die Kräfte aller Mitgliedstaaten so zu bündeln und gleichzeitig zu verschränken, dass kein Land mehr ohne das andere handeln konnte – und damit auch nicht gegen das andere. Die Supranationalität war der „Trick“, mit dem es gelang, die Staaten wirklich miteinander zu verbinden. Sie hat also einen politischen Grund. Heute, fast 60 Jahre später, lässt sich sagen, dass diese Überlegung voll aufgegangen ist.
Der zweite Grund für die Supranationalität ergibt sich aus den Folgen des Binnenmarktes. Wenn die EU ein einziger Wirtschaftsraum ist, in dem die Waren und Arbeitskräfte und Investitionen sich frei hin und her bewegen können, braucht sie auch gemeinsame Regelungen. Es gibt ja neben Zöllen noch andere Hindernisse für einen freien Handel, wenn nämlich jedes Land andere Vorschriften hat. Dann kann man Produkte, die im Land A hergestellt werden, nicht frei nach B exportieren, weil sie ja nicht den dortigen Vorschriften entsprechen. Viele Länder setzen solche sog. nicht-tarifären Handelshemmnisse gezielt ein, um ihre Märkte abzuschotten. Innerhalb der EU geht das nicht, denn hier gilt: 
Ein Produkt, das in einem Land legal in Verkehr gebracht wird, ist auch in allen anderen Ländern der Gemeinschaft zugelassen. Da die verschiedenen Staaten und ihre Bürger aber durchaus unterschiedliche Vorstellungen über Sicherheit und Gesundheit haben, muss man Kompromisse erarbeiten und für die ganze EU in Kraft setzen. Das gilt auch beispielsweise für Grenzwerte bei der Luftverschmutzung oder bei der Trinkwasserqualität. Schließlich respektieren die Natur und Unglücksfälle keine politischen Grenzen.
Das Prinzip der Supranationalität ist 1952, als die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) ihre Arbeit aufnahm, das bahnbrechend Neue gewesen. Es führt dazu, dass letztendlich jeder bei jedem mitredet und keiner ausscheren kann, ohne gegen die Regeln zu verstoßen und vor allem ohne sich selbst zu schaden. Aber die EU ist keine anonyme Macht, die von außen über die Völker gekommen ist und sie fremd bestimmt, sondern sie ist ihr freiwilliger Zusammenschluss. Die Souveränität, die beispielsweise Deutschland abgegeben hat, ist daher auch nicht verschwunden, sondern wird gemeinsam von den EU-Staaten ausgeübt. Die Deutschen tauschen sozusagen die ganze Entscheidungsgewalt in Deutschland gegen die Mitentscheidungsmöglichkeit in ganz Europa.
Die EU ist mehr als ein Staatenbund, andererseits aber auch weniger als ein Bundesstaat. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil zum Vertrag von Maastricht, den es gebilligt hat, für die EU das Wort „Staatenverbund“ geschaffen. 
Da die EU kein Staat ist wie Deutschland oder Belgien, funktioniert sie auch anders. Die Macht ist auf verschiedene Institutionen verteilt. 

Wer hat die Macht in Europa?
Rat, Kommission, Parlament, dazu Gerichtshof und Zentralbank: Wer hat nun eigentlich die Macht in Europa? Eine solche Frage lässt sich nur in Diktaturen mit einem Satz oder gar Wort beantworten. In demokratischen Strukturen ist die Willensbildung und Entscheidungsfindung vielschichtiger. Sie spielt sich zwischen den genannten Institutionen ab. Jede hat Macht und Einfluss, die aber immer von den Entscheidungskompetenzen der anderen Institutionen auch wieder eingeschränkt werden. Das institutionelle Miteinander ist kompliziert und die Abstimmung innerhalb der jeweiligen Gremien ist es auch. Dahinter steht der Versuch, verschiedene Fragen befriedigend zu lösen. 
Zum einen die, wie man große und kleine Länder angemessen an der Beschlussfassung beteiligen kann, und zwar so, dass die Großen mehr Einfluss haben, die Kleinen aber dabei nicht untergehen – wenngleich es eine ganze Reihe von EU-Staaten gibt, die insgesamt weniger Bürger haben als die deutsche Hauptstadt allein.
Zum anderen muss man die Gewichte zwischen den Institutionen austarieren. Wie viel Macht kommt dem Rat zu, in dem die nationalen Interessen direkt aufeinanderprallen, wie viel dem Europäischen Parlament, das eher nach politischen Gründen entscheidet als nach nationalen? Und schließlich: Wie viel Einfluss bekommt die Europäische Kommission, die die europäischen Interessen vertreten soll, aber natürlich auch ein bürokratisches Eigenleben entwickelt und ihre Macht sicherlich gerne ausweiten würde, wenn sie könnte.

Subsidiarität
Schließlich müssen die Kompetenzen zwischen den Mitgliedstaaten einerseits und der EU andererseits verhandelt werden. Der Grundsatz der Subsidiarität, dem die EU sich verpflichtet fühlt, legt fest, dass die EU nur dann etwas entscheiden soll, wenn eine solche Regelung auf europäischer Ebene besser getroffen werden kann als von den einzelnen Nationalstaaten. Das ist beispielsweise bei Handelsfragen der Fall. Andererseits hat nicht die EU zu entscheiden, ob eine Stadt in Deutschland eine Umgehungsstraße baut.
Das ist ein klares und einfaches Prinzip – allerdings nur auf dem Papier. In der Praxis gibt es natürlich 
immer wieder heftige Diskussionen darüber, ob diese oder jene Frage besser auf europäischer oder auf nationaler (oder auf regionaler) Ebene gelöst werden kann.
Der Lissabonner Vertrag hat den Grundgedanken der Subsidiarität stark betont und eine Art Frühwarnsystem geschaffen. Die Europäische Kommission übermittelt nun jeden Regelungsvorschlag nicht nur an den Rat und das Europäische Parlament, sondern gleichzeitig auch an die Parlamente der Mitgliedstaaten. Die können begründet Stellung nehmen, wenn sie das Subsidiaritätsprinzip verletzt sehen. Die Europäische Kommission muss auf diese Stellungnahme eingehen und sie berücksichtigen. Wenn mehr als ein Drittel der Parlamente gegen den Entwurf protestiert, muss er überarbeitet werden. So können die Parlamentskammern, bei uns der Deutsche Bundestag und der Bundesrat, schon Einfluss nehmen, bevor eine Regelung entsteht.
Davon unberührt bleibt das Recht der Parlamentskammern, vor dem Europäischen Gerichtshof gegen eine Regelung zu klagen, wenn sie der Auffassung sind, sie verstoße gegen den Grundsatz der Subsidiarität. Der Bundesrat hat beschlossen, eine solche Klage zu erheben, wenn auch nur ein Bundesland das wünscht. Für Berlin bedeutet das: Wenn der Senat der Meinung ist, eine europäische Regelung greife unzulässig in die Rechte des Landes Berlin ein, kann er via Bundesrat dagegen klagen.
			Quelle: Bremer Europakoffer


Arbeitsauftrag:

Partnerpuzzle:

1. Je ein Schüler/ eine Schülerin erarbeitet in Einzelarbeit ein Thema (S1: Text „Supranationalität“, S2: Texte „Wer hat die Macht in Europa“ und „Subsidiarität“) und macht sich dazu Stichpunkte.			
                                                                                                   10 min.


2. Stellt  euch eure jeweiligen Themen gegenseitig vor. Es werden wieder Notizen vom jeweils Zuhörenden gemacht und anschließend offene Fragen untereinander geklärt. 						
 15 min.


3. Sind beide Themen besprochen, beantwortet in Partnerarbeit folgende Übungsaufgaben schriftlich:																	       20 min.		
a) Was bedeutet der Begriff Supranationalität und auf welche 2 Gründe geht die Supranationalität zurück?

b) Ist die EU eher ein Staatenbund oder ein Bundesstaat?

c) Wer hat die größte Macht in der EU?


d) Was bedeutet das Subsidiaritätsprinzip?

e) Entscheidet gemeinsam durch ankreuzen, welche Maßnahmen/ Politikfelder auf welcher Ebene entschieden werden (sollten):

	
	Europäische Union
	National-staat 
(BRD)
	Region 
(Bundes-land)

	Die Mehrwertsteuer erhöhen (Finanzpolitik)
	
	
	

	Studiengebühren einführen (Hochschulpolitik)
	
	
	

	Die Wehrpflicht abschaffen /wieder einführen (Verteidigungspolitik)
	
	
	

	Ein Umweltzeichen zur Kennzeichnung umwelt-freundlicher Produkte vergeben (Umweltpolitik)
	
	
	

	Die Leitzinsen erhöhen (Geldpolitik)
	
	
	


























Lösungen:

zu 3a)	Überstaatlichkeit → Mitgliedsstaaten geben nationale Souveränität (Recht zu entscheiden) an die EU ab, um mit den anderen EU- Ländern gemeinsam die Souveränität auszuüben (zu entscheiden).
Gründe: 1) geschichtlicher Grund → Staaten sollten zur Friedenssicherung     miteinander verbündet werden, 2) gemeinsamer Binnenmarkt bedingt gemeinsame Regelungen

zu 3b)	EU ist eine Klasse für sich (mehr als ein Staatenbund, aber noch kein Bundesstaat), wird auch als Staatenverbund bezeichnet

zu 3c)	Die Macht ist auf verschiedene Institutionen verteilt (Rat, Parlament, Kommission). Außerdem wichtig: Europäischer Gerichtshof und Europäische Zentralbank.

zu 3d)	EU soll nur dann etwas entscheiden, wenn eine Regelung auf europäischer Ebene besser getroffen werden kann als auf regionaler bzw. nationaler (Entscheidungen sollen so weit wie möglich unten, also wenn möglich selbstbestimmt getroffen werden)

zu 3e)		
	
	Europäische Union
	National-staat 
(BRD)
	Region 
(Bundes-land)

	Die Mehrwertsteuer erhöhen (Finanzpolitik)
	
	X
	

	Studiengebühren einführen (Bildungspolitik/ Hochschulpolitik)
	
	
	X

	Die Wehrpflicht abschaffen /wieder einführen (Verteidigungspolitik)
	
	X
	

	Ein Umweltzeichen zur Kennzeichnung umwelt-freundlicher Produkte vergeben (Umweltpolitik)
	X
	
	

	Die Leitzinsen erhöhen (Geldpolitik)
	X
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